
Die Klage mu{fte somıiıt abgewiesen werden.
Die Kammer hat die Kevision das Bundesverwaltungsgericht der grundsätz-
lichen Bedeutung der Sache zugelassen. In einem Revisionsverfahren kann nämlich
die grundsätzliche Frage geklärt werden, unter welchen Voraussetzungen bei Ordens-
angehörigen miıt einfachen Gelübden wirtschaftliches igentum des Ordens vorliegt.“
Die Feststellung des Verwaltungsgerichts Karlsruhe: das ypersönliche Vermoögen eINEeS
Ordensmitglieds mi1t einfacher Profeß ıst wirtschaftliches E1gzentum der Ordensgemein-
schaft, Wenn derselben die Verwaltung AaNnDertirauft wurde, konnte S der schwer-
wiegenden Auswirkungen dieses Urteils 1 Bereich des bürgerlichen Rechts und V“Or
allem des Steuerrechts nıicht hingenommen ıwperden. Deshalh entschied der zuständige
Ortsbischof, daß eım Bundesverwaltungsgericht ın Berlin Revision einzulegen SP1 Die
Revisionsbegründung der Ordensschwester tutzte sıch dabei 1mM wesentlichen auf eın
Gutachten, das Hegemann mi1t SETLUÜET Blickrichtung auf diesen
Prozefß erstattete Da diesem Votum mehr als prozessuale Bedeutung zukommt, wird

nachstehend abgedruckt.

Rechtsgygutachten
.  ber

Die vermögensrechtliche Stellung einer katholischen Ordensschwester
mıt einfacher Profeß

Rechtsquellen:
Codex Juris Canonici (CIC bzw can.)
Päpstliches Reskript „Cum admotae”, veröffentlicht In Ordenskorrespondenz 1965,
208
Päpstliches Reskript VO: veröffentlicht ın Ordenskorrespondenz 1967,
191 f£
Satzungen der Kongregation der Barmherzigen Schwestern VO Dritten Orden des

Franziskus 1ın der Erzdiözese Freiburg, VO 25
Unser Leben nach der Regel des klösterlichen Dritten Ordens des Franziskus,
Satzungen der Kongregation
Urteil des BFEFH VO (Az VI 55/61 veröffentlicht 1n KirchE O, ff
Urteil des BFH VO 66 (Az VI 106/67), veröffentlicht 1ın KirchE 1 J 88 ff
Urteil des BGH VO Z (Az 128/72), wird veröffentlicht ın Heft 2/75
der Ordenskorrespondenz.
eratur:
Jone, Gesetzbuch der lateinischen Kirche, Band 1, Paderborn 1950 (einzige deutsche
Übersetzung der anones des @@ mit Kommentar).Hanstein, Ordensrecht, Paderborn 1958
Fanfani, De Iure Religiosorum, Kovigo 1949,
Nota Auf weitere, fremdsprachlich-lateinische Literatur wird nicht verwıliesen.

Hegemann, Einspruch die Lohnsteuerpflicht eines Ordensmannes, Ordens-
korrespondenz 1961, 224

Scheuermann, Gutachten, Gutachten ZUrTr Lohn- bZzw Einkommenssteuerpflicht
VO  - Ordensangehörigen aus der Sicht des kirchlichen Rechts, Ordenskorrespondenz
1961, 140 ff

Spitaler, Gutachten ZAUG Lohn- bzw Einkommenssteuerpflicht VO  » Ordensange-hörigen, Ordenskorrespondenz 1961, AA ff
Hegemann, Zur Lohnsteuerpflicht VO:  3 Ordensangehörigen, Ordenskorrespondenz

1962, 132 ff
Rüfner, Zur vermögensrechtlichen Stellung der Ordensleute nach dem staatlichen

Recht der Bundesrepublik Deutschland, Ordenskorrespondenz 1974,50 ff
Mikat, Kirchen- un Religionsgemeinschaften, 1ın Bettermann Nipperdey

Scheuner, Die Grundrechte, Berlin 1960, ea ff
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Vorbemerkungen:
Die Rechtssprache des GIC gepragt durch das römische Recht, ist ıne andere als die
des deutschen Rechtes. Der Sprachgebrauch der Konstitutionen der Ordensgemein-
schaft, der die Klägerin angehört, ist zudem zeitgeschichtlich, Iso VO  3 der Sprache der
Gründungsjahre her gepragt, wobei noch die Ausdrucksweise der Landschaft iıne
Rolle spielt. Die rechtlichen extie der Genossenschaft setzen damit uch einen —
wohnheitsrechtlichen Sprachgebrauch OTauUus Gerade das I1l Vatikanum hat C
ünscht, daß die einzelnen Ordensgemeinschaften ihre atzungen nicht sehr recht-
lich, sondern allgemeinverständlich abfassen. Der CS enthält in Call. die Bestim-
MUNngS, da eUuUeTe Rechtssetzungen, wenn 61€e schwer interpretierbar sind, nach den
Vorschriften des alten Rechts verstehen sind

AUSGANGSPUNKT DER FALL

Es cteht zweifelsfrei fest, dafß die kath Ordensschwester Coelestina, mı1t weltlichem
Namen Anna M., 1n der Ordensgemeinschaft der Franziskanerinnen einfache Profefß
abgelegt hat Diese Kongregation ist bischöflichen Rechts, daß 1n ihr die Mitglieder
NUur die einfache, nicht ber die feierliche Profeß ablegen können.
Deshalb hat die Klägerin gem Can 569 ınter dem atfum des arz 1938 1Nne Ver-
fügung über die Verwaltung un den Fruchtgenufß ihres Vermögens erlassen, die
folgenden Wortlaut hat

Ill An Vermögen besitze ich verschiedene Möbel, welche ich dem Mutterhaus der
Franziskanerinnen ZUT!r Verwaltung übergeben habe
Besitze ich mit meinen Geschwistern eın Wohnhaus. Der Besitz wird benützt,

meinem Schwager ın Mannheim die Auslagen für meıiline Ausbildung be-
zahlen. Später erhält das Mutterhaus der Franziskanerinnen den Fruchtgenuß.
Meine Schwester erhält das Klavier un: meıijne Schlafzimmereinrichtung.”

Diese Verfügung muß die Ordensschwester insoweıit ihrer Ordensgemeinschaft mi1ıt-
teilen, als dieselbe VO  D dieser betroffgn wird
Die Ordensschwester mufß VOT ihrer Profe{(s gem C UQ 1- 569, S  SI über ihr persönliches
Vermögen, das 6S1€e augenblicklich besitzt, der das ihr noch certa et fundata SPC, Iso
nach dem Erbrecht des jeweiligen Staates, zutfallen könnte, eın Testament ausfertigen,
welches G1 verschlossen bei der Ordensleitung deponieren kann, damit nıicht ım Hin-
blick auf die testamentarische Verfügung die Ordensgemeinschaft bei ihrer FEntschei-
dung über die Zulassung der Schwester ZUT Profe(ß davon abhängig macht, wWIı1e das
Testament aussieht.
Im Gegensatz azu muß die Schwester VOrT ihrer Profeß, wenn 661e ihre Verfügung über
den Gebrauch und die Nutznießung ihres Vermögens absetzt, wenn dadurch die ÖOr-
densgemeinschaft betroffen ist, sich vorher miıt derselben verständigen, ob dieselbe
evt1 mıiıt dem Auftrag, die Verwaltung un:! die Nutznießung des persönlichen Ver-
mögens der Schwester übernehmen, einverstanden ist der nicht; wobei noch wieder

unterscheiden ist, ob 1Ur ine Verwaltung der ob 1U:  E 1ne NutznieSung übertragen
bzw eingeraumt wird

In diesem konkreten Fall ist davon auszugehen, daß die Ordensgemeinschaft die Ver-
fügung der Schwegster über die Verwaltung un Nutzniefßung ihres persönlichen Ver-
mOgens VO 3 J soweit derselben die Verwaltung un:! der Nießbrauch zugestan-
den worden sind, ANgCNOMINE hat

IL DER VERMÖGENSRECHTLICHE STATUS ORDENS  WESTE
NACH DE  Z

Hier sollen zunächst die Begriffe: Mitgift, Profefs, Testament, Verfügung über die
Verwaltung und Nutznießung des persönlichen Vermögens SOWI1Ee Erbverzicht abgeklärt
werden un WarTr sowohl nach den.canones des allgemeinen kirchlichen Ordensrechtes
un uch nach dem speziellen Recht der Ordensgemeinschaft.
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a) 1€ M i gift nach dem allgemeinen kirchlichen Ordensrecht gem ( 547—5572
ist nichts anderes als die Aussteuer, die ıne Braut 1n die Eheschließung mıtein-
bringt. Diese Mitgift kann bestehen AaUS eld der anderen zeitlichen Gütern, die
Ertraägnisse daraus collen AA Unterhalt des Ordensmitgliedes beitragen, solange

1mM Kloster lehbt Diese Mitgift mu in sicheren, erlaubten un gewinnbringenden
Titeln angelegt werden. Dem Kloster ist absolut verboten, die Mitgift Vor dem
ode der dem Austritt der Ordensschwester irgendwie für eigene klösterliche
Zwecke verwenden, uch nicht für Bauzwecke der ZUr Tilgung VO:  5 Schulden.
Die Mitgift muß getrenn VO Ordens- der Klostervermögen ür jedes einzelne
Ordensmitglied separat verwaltet werden, wobei die CSubstanz der Mitgif{ft nicht
angetastet werden darf. Bis zZzu ode der Schwester erhält die Ordensgemeinschaft
L1LUI den Fruchtgenufß AauUs der Mitgift; ist das Ordensmitglied verstorben, ann TST
Flie(lit die Mitgift uneingeschränkt 1n das allgemeine Ordensvermögen ein. Verläßt
ine Ordensschwester die Ordensgemeinschaft (Austritt), dann mMUu: ihr die Mitgift
voll un:! SAaMZ zurückerstattet werden, jedoch hne die zwischenzeitlich angefalle-
1LeIN Erträge, die bei der Ordensgemeinschaft verbleiben. Die UÜbernahme der Mit-
oift die Ordensgemeinschaft hat 1n einer Form erfolgen, daß die Übertragung
nach dem bürgerlichen Recht ıuch Rechtsgültigkeit besitzt. Die Ordensgemein-
schaft ist 1in diesem Falle rechtlicher un wirtschaftlicher Eigentümer der Mitgift
ber miıt den Einschränkungen, die sich aus dem Ca 549—551 ergeben.
Die Anlage un Verwaltung der Mitgift unterliegt einer besonderen, strengen Kon-
trolle des Ortsbischofs, des Diözesa_nbischofs.
Die Bestimmungen über die Mitgift gelten für Ordensgemeinschaften, 1n denen die
feierliche Profefß abgelegt wird Bei Ordensgemeinschaften, deren Mitglieder 1Ur
die einfache Profefß ablegen, gelten bezüglich der Beibringung einer Mitgift die
Satzungen der Konstitutionen der betreffenden Ordensgemeinschaft. Diese kann
auf die Beibringung einer Mitgift verzichten der 1ın differenzierter orm den
Umfang der erbringenden Mitgift bestimmen, wobei uch festgelegt werden
kann, daß anstelle einer Mitgift ıne eingebrachte Ausbildung ine als Lehre-
Frın der Krankenschwester, als Mitgift angesehen wird
Es mMu: untersucht werden, ob die Satzungen der Kongregation der Franziskane-
nnen miıt dem Sitz ihres Mutterhauses ın Gengenbach Bestimmungen über die
Beibringung einer Mitgift enthält. Die Satzungen der Kongregation der Franziska-
nerinnen VO 25 schweigen dem Grunde nach darüber, daraus muß geschlos-
€  > werden, daß die Kongregation von den eintretenden Ordensschwestern keine
Mitgift verlangt. uch die Satzungen VO Za enthalten keine diesbe-
züglichen Vorschriften.
Da ın diesem Prozefß die Frage der Mitgift keine Rolle spielt, kann auf weitere
Ausführungen verzichtet werden.

Die S ist nach dem allgemeinen Ordensrecht der kath Kirche
nicht 1LUFr 1ne religiöse Handlung, ın der die drei Gelübde des Gehorsams, der
Armut Uun! der Keuschheit abgelegt werden; 661e SE gleichzeitig 1ne Rechtshandlung,
die dem Kirchenrecht nach Öffentlich-rechtlicher Natur ist, weil die Protefß einen
kirchlichen Hoheitsakt voraussetzt. Durch die Profeß wird nämlich das Ordens-
mitglied in die Ordensgemeinschaft inkorporiert. Dieser Inkorporationsakt oschlie($t
einen zweıliseltigen Vertrag nach der Sopecies „do ut des” ein. Dieser beinhaltet: Das
Ordensmitglied verpflichtet sich, sich un:! seine Schaffenskraft der Ordensgemein-
schaft Z Verfügung der Ordensziele unentgeltlich ZUT Verfügung stellen,
während andererseits die Ordensgemeinschaft die Verpflichtung übernimmt, für
den standesgemäßen Unterhalt des Ordensmitgliedes 1n den gesunden, kranken un!
alten Tagen Sorge tragen.
Es gibt kein „Ordensleben auf Zeit“”. Schon der Profitant muß bei der zeitlichen
Profeß willens se1in, uch die ewlige Profefß abzulegen. Wohl kann das Ordensmit-
zylied mıiıt einfach-zeitlicher Profe( nach Ablauf der eit frei die Ordensgemeinschaft
Ver T, W1e auch die Ordensgemeinschaft unter bestimmten Voraussetzungen
durch die Nichtzulassung ZUT ewigen Profe{(s das Ordensmitglied mit Ablauf der
zeitlichen Profeß entlassen kann
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Das ' Ordensmitglied, gleich ob zeitliche der ewige Profef(ß abgelegt hat, kann
AUS gerechten un triftigen Gründen jederzeit die Entlassung un damit die
Entbindung VO  ; seiner Ordensprofeß, einkommen. Dieses Gesuch muß jedoch VO  -

der zuständigen kirchlichen Behörde genehmigt werden, die uch 1n diesem Falle
das Entlaßindult ausspricht. Dagegen kann 1ne Ordensgemeinschaft einen Profes-
öS©')  j 11UTr bei Vorlage bestimmter Voraussetzungen, die csehr CIl gefaßt sind un
die einen Quasi-Prozefs voraussetzen, entlassen, wobei die zuständige kirchliche
Oberbehörde, 1n diesem Falle der Ortsbischof, der Entlassung nich+ LLUTL zustimmen,
sondern uch das Entlaßdekret aussprechen muı Hier liegt Iso eın eindeutiger
Schutz des Ordensmitgliedes VOT, dem seinerseits 1m Hinblick auf einen Austritt
leichtere Möglichkeiten eingeraumt werden.
Jedes Ordensmitglied mıiıt einfacher Profefß behält gem Cal 580 das Recht, sein
bereits erworbenes Vermögen besitzen der (nach der Profefs) als sSein
persönliches Eigentum hinzu zuerwerben. Damit behält eın Einfach-Professe nicht
LLUT das Jus radikale, sondern uch das dominium, (üter besitzen DZzw. nNEeUe

erwerben, gem Cal 550,
Diese Bestimmungen des allgemeinen kirchlichen Ordensrechtes werden durch die
atzungen der Kongregation VO 19. T 2.25 1mM Kap a) Nr 1 ff bestätigt:

„Durch das Gelübde der Armut entsagen die Schwestern der Verwaltufig, dem
Fruchtgenuß und dem Gebrauch ihrer Güter, hne jedoch das Eigentumsrecht
hinsichtlich derselben aufzugeben. Durch den Fintritt ın die Kongregation und
durch ihre Profefß verlieren die Schwestern ihre bürgerlichen Rechte un ihre
Rechtsfähigkeit nicht; 661e haben un behalten uch nach Ablegung des Gelübdes
der Armut das Recht besitzen un erwerben, Schenkungen anzunehmen
und Ansprüche solcher Art geltend machen.“

Diese Bestimmungen wörtlich ıtiert yalten A dem Zeitpunkt, als die Kläge-
T1n ihre Ordensprofeß ablegte. uch die euen Satzungen der Kongregation VO

al bekräftigen diesen Standpunkt, denn in Nr. heißt

”  1€ Schwegster behält uch nach der Profeß das Eigentumsrecht auf ihr Ver-
mögen un: die Fähigkeit Güter erwerben.“

Es muß 1Iso festgehalten werden, dafß die Klägerin nach ihrer Profeß weiterhin DEr
sönliches, Iso 1Ur in ihrer Person fundiertes Vermögen besitzen und hinzu-
erwerben kann Dieses Recht der diese Fähigkeit betrifft 1Ur in eigener Person die
Ordensschwester, ihr persönliches Vermögen 1st damit unter keinem Aspekt eil des
Ordensvermögens; die Ordensgemeinschaft kann nicht lege lata 1ın die Eigentums-
un Vermögensrechte der Schwester eingreifen der Sar dieses Vermögen für sich
usupleren.

Ia Jestament8
Vor seiner ersten, einfachen Profeß mu das Ordensmitglied nach dem allgemeinen
Ordensrecht in völliger Freiheit ein Testament errichten, indem seinen etzten Wil-
len bezüglich sSe1INes bereits existierenden Vermögens un uch 1m Hinblick auf
etwaliges Vermögen, Was ihm noch mıiıt gewlsser Sicherheit, bezogen auf das bürger-
liche Erbrecht, zufallen könnte, erklärt. Diese Willenserklärung MU: 1n einer orm
abgefaßt werden, die uch zivilrechtlich zyültig ist. Letztere Forderung ist VO Kir-
chenrecht her ein Beweis dafür, daß das Kirchenrecht das dem einfachen Professen
zugestandene persönliche Vermögensrecht ganzheitlich absichert und uch für den
Bereich des bürgerlichen Rechts garantiert haben ll Die Ordensschwester kann
ihr JTestament 1n einem verschlossenen Umschlag deponieren. Stirbt die Ordens-
schwester, dann MU: das Testament uch zivilrechtlich eröffnet werden un
rst 1n diesem Augenblick treten die Rechtsfolgen ein, welche die Ordensschwester
mit ihrem etzten Willen als Erblasserin verbunden hat Die Ordensschwester kann
ihr einmal errichtetes Testament Ur mıiıt Zustimmun der Ordensleitung andern.
Dieses ist ber nicht notwendig, wenn der durch das Testament eingesetzte Erbe VOT
der Ordensschwester versterben collte. Soweit die Aussagen und Auswirkungen
der CLa eSs 569 und 593
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In den Satzungen der Kongregatıon VOI11 18 1925 heißt ın
dem ben bereits erwähnten Kapitel, daß die Schwestern berechtigt sind,

„auch über ihr Vermögen t+estamentarisch verfügen. ber das Eigentumsrecht
sollen die Profeßschwestern durch eın Testament verfügen, entweder VOT der
ersten Profefis, der falls 661e dort noch kein Vermögen besitzen, spater, cobald
ihnen Hab un Gut zufällt.“

uch die Konstitutionen VO 1971 treffen ın Nr 56 die gleiche Regelung:
„Vor Ablegung der ersten Profe(ß mu{( die OVizın In voller Freiheit eın esta-
ment machen über alle schon vorhandenen un! noch anfallenden Güter Die
Generaloberin kann iıne AÄnderung des Testaments gestatten.”

Wenn die Swestern hne Erlaubnis ihrer Generaloberin ihr Testament ändern, dann
ist dieses WarTr nach dem Kirchenrecht 1ne unerlaubte Handlung, ber das 1IEU

stellte lestament ist rechtsgültig. S0 Call. 579 Die Einholung der Erlaubnis durch die
Generaloberin stellt sich somıit 1L1LUTI als ıne innerkirchliche Disziplinarmaßnahme
dar. Die Zustimmung der Generaloberin einer Testamentsänderung beinhaltet
uch nicht, da® dadurch die Ordensgemeinschaft auf die Schwester, ihr Testament
abzufassen, w1e G1e 11 (vgl. Call. 569), Einfluß nehmen kann, twa 1n dem Sinne,
daß die Ordensgemeinschaft begünstigt wird
Es ist festzuhalten: Die Fähigkeit, e1n Testament errichten, ist Ausdruck dafür,
dafß die persönlichen igentums- und Vermögensrechte der Ordensschwester durch
die Profe(ß weder aufgehoben noch eingeschränkt sind
Die Verfügung über die Verwaltung und Nutznießung des
persönlichen Vermögens:
Dazu bestimmt das kirchliche allgemeine Ordensrecht ın dem Call. 569 un: 580
folgendes: Vor Ablegung der einfachen Profef mMı die Schwester für die IL,
eit ihrer Profe( die Verwaltung ihrer Güter einem Anderen übertragen, den 661e
nach Belieben bestimmen kann SCSofern die Satzungen der Kongregation, auf die 61€e
Profe(s ablegt, nichts anderes bestimmen, muß G1e ebenfalls 1n gleicher Weise über
den Gebrauch un die Nutznießung ihrer Güter frei verfügen. Diese Verfügung
bleibt für die IL eit der Ordenszugehörigkeit wirksam, 61e erlischt miıt dem
ode der dem AÄAustritt des Ordensmitgliedes. Da das freie Verfügungsrecht nicht
eingeschränkt ist, kann die Ordensschwester uch bestimmen, daß die angefallenen
Früchte AauUs ihrem Vermögen demselben zuzuschlagen sind Die Schwester, Iso das
Ordensmitglied, kann uch bestimmen un verlangen, daß der VO  > ihr eingesetzte
Verwalter ihr ın estimmten Zeiträumen Rechenschaft über seine Verwaltung, 1so
i1ber das ihm treuhänderisch anvertraute Vermögen der Schwester ablegt. Diese
Übertragung der Verwaltung un! die Verfügung bezüglich des Vermögens un: der
Nutznießung der eigenen Güter, kann die Schwegster miıt Erlaubnis der zuständigen
Ordensoberin abändern, ber LLUT insoweiıit, daß die Abänderung nicht zugunsten der
Ordensgemeinschaft erfolgen darf, wWEenn dieselbe sich auf einen bedeutenden eil
der Güter erstreckt, Was dann der Fall ist, wenn twa eın Drittel der Vermögens-

davon betroffen wird Diese Verfügung mu auf jeden Fall dann geändert
werden, wenn der ein setizte Verwalter ausfällt der wWEe1l die Vermögens-

ın der Substanz iıne Änderung erfährt, weil Vermögen der Schwe-
ster durch Erbschaft der Schenkung zufällt. Sollten auf Grund der getroffenen Dis-
positionen zivilrechtlich zültige Rechtsakte gesetzt werden mussen, dann kann die-
selben die Ordensschwester hne weitere Erlaubnis der Ordensleitung direkt un
selbst vornehmen. Die Ordensschwester kann 1m Rahmen dieser Verfügung uch
bestimmen, da ihrer eigenen Ordensgemeinschaft die Verwaltung ihres persönlichen
Vermögens übertragen wird In diesem Falle ist die Ordensgemeinschaft 11UT!T treu-
händerisch Verwalter des betreffenden Schwesternvermögens, das nicht mıit dem
sonstigen Ordensvermögen iın einen Topf geworfen werden darf, mu{(s auf Sonder-
konten dargestellt werden. Bestimmt die Ordensschwester dagegen ihre Ordens-
gemeinschaft als Empfängerin dieses Nießbrauches, dann wachsen diese Erträge,
soweit welche anfallen, dem allgemeinen Ordensvermögen Den Bestimmungendes allgemeinen kirchlichen Ordensrechtes tragen die Satzungen der Kongregationvollinhaltlich Rechnung.
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In dem Kap der Satzungen VO 1925 heißt

ADa die Schwestern die e J den Fruchtgenuß un den Gebrauch
halten (& können, mussen 61€e VOT der ble-ihres Vermögens S61C] nicht vorbe

gUuNs der Profe(iß die Verwaltung, den Fruchtgenuß un: den Gebrauch ihres Ver-
mögens nach freiem Gutdünken jemandem übertragen, £falls s1e wollen, uch der
Kongregation. Wenn 1ne Schwester die VerwaltUu11$ ihres Vermögens der Kon-
gregation überweist, erhält s1e 1m Falle ihres Austrittes dasselbe wieder —

rück ; die Früchte ber kann 61e nicht verlangen, wenn 61€e den Fruchtgenuß der
Genossenschaft überlassen hatte Es ist jedoch den Schwestern nicht verboten,
m1ıt Erlaubnis der Mutter Oberin jene kte vorzunehmen, welche die Gesetze ZUr:

Wahrung des Eigentums vorschreiben.“
Gleiches findet sich uch ın den atzungen VO: 1971 un War unter den
Nummern 51 e dort heiflst A

„Die Schwester behält uch nach der Profef(ß das Eigentumsrecht auf ihr VermÖOö-
SCIL un: die Fähigkeit, Güter erwerben. 5ie erledigt die dazu VO bürger-
lichen Recht vorgeschriebenen Rechtsgeschäfte 1mM Einvernehmen miıt der General-
bZzw. Regionaloberin der 1ın dringenden Fällen nach Vereinbarung m1t der Kon-
ventsoberin. Vor Ablegung der zeitlichen Protfe{(ß mMuUu. die OVvizin die Verwal-
tung, den Gebrauch un: die Nutznießung ihres Vermögens für die Zeit, in der
61€e durch die Profeß gebunden ist, 1ın freier Entscheidung einem anderen über-
tragen. Ist diese Regelung unterblieben, weil kein Vermögen vorhanden Waäl, un:
erhält die Schwester später solches, muß 661e DA gegebenen Zeitpunkt die genNn.
Mafifßnahmen treffen. Das gleiche gilt, oft ihr noch weıteres Vermögen zufällt.
Nur die Schwester celbst kann mıt Erlaubnis der Generaloberin die hinsichtlich
ihres Vermögens getroffenen Verfügungen andern. Die Erlaubnis des Ortsober-
hirten ist erforderlich, WEl diese Anderungen einen größeren eil des VermöÖö-
gEeNS zugunsten der eigenen Kongregation betreffen.“

Mit dem „Ortsoberhirten“” ist der zuständige Diözesanbischof gemeint.
Hier wird immer deutlicher, daß das Kirchenrecht ine Schutzfunktion beinhaltet:
Das persönliche Recht einer Ordensschwester mit einfacher Profeß, Vermögen
besitzen, hinzuzuerwerben, über die Verwaltung und Nutznießung dieses Ver-
mOögens bestimmen un festzulegen, WerTr 1m Todesfall Erbe des Vermögens sein
soll, wird immer deutlicher. Das persönliche Vermögen einer Ordensschwester coll
unangetastet ın ihren Händen verbleiben, dieses wird TST 1m Todesfall SCHL den
Bestimmungen ihrer letzen Willenserklärung aufgelöst, wobei noch nicht gesagt ist,
da{flß das Ganze der uch L1LUL eın eil des Schwesternvermögens der eigenen Ordens-
gemeinschaft anheimfällt.
Es ist heute mehr als 1ın den Jahren VOT dem Ersten Weltkrieg, die Tendenz VeI-

spuren, daß Ordensleute ihr lTestament über ihr bereits erworbenes der noch als
Erbe anfallendes Familienvermögen in ihrem l1estament der Familie belassen, wıe
uch die Verwaltung des bereits vorhandenen Vermögens. In den Fällen, auf
das Erbe 1m 1estament zugunsten der Ordensgemeinschaft verzichtet worden ist,
häufen sich jetz die Bitten, das 1 estament zugunsten der eigenen Familie abändern

dürfen.

e) Der Erbverzicht
Nach den allgemeinen Bestimmungen des Ordensrechtes ist gCcH CaAIl. 583 den
Professen, die ın einer Kongregation die einfachen Gelübde abgelegt haben, verbo-
ten, durch eın Rechtsgeschäft unter Lebenden ihre zeitlichen Güter unentgeltlich
veräußern. Diese Bestimmung ist durch das päpstliche Dekret VOoO 1966 abge-
mildert worden. Om1 kann jetz die Ordensleitung auf Bitten des einzelnen Ordens-
angehörigen hin gestatten, da{flß dieser aus gerechtem Grund und unter Beachtung der
Regeln der Klugheit auf sein gegenwartiges Vermögen verzichtet. Er kann ber
weiterhin ul Vermögen erwerben. Dieser Erbverzicht ist ber nach der maßgeb-
lichen Textfassung auf das „Familiengut“ eingeschränkt.
(1) Hier wird mit allgemein verständlichen Worten die Vorschrift des Cafll. 569 wle-

aufgenommen.
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Die Kongregation hat azu ın ihrer Satzung VO 11 1971 unter Nr folgendeRegeln aufgestellt:
„Den Schwestern ıst der Verzicht auf ihr schon erworbenes der noch anfallendes
Erbe erlaubt. Die Schwester kann die Generaloberin bitten, auf ihr Erbe verzich-
ten dürfen, jedoch nicht VOT der ewigen Profeß un nicht VOT Vollendung des

Lebensjahres. Wird der Bitte entsprochen, ST darauf achten, dafß der Ver-
zicht mit Klugheit, iın voller Freiheit, hne ede Beeinflussung, schriftlich un
WEeNlll möglich uch 1n zivilrechtlich geltender orm geleistet werde. Es steht der
Schwester frei, wessen Gunsten 61© verzichten will, doch geschehe dies VOT-
nehmlich zugunsten wirklich Bedürftiger.“

Die partikulären Rechtsbestimmungen der Kongregation machen deutlich, daß sich
bei dem Verzicht auftf das Erbe 1LUr die 508 ona patrimonalia handeln kann.
Natürlich kann ein solcher Erbverzicht nach den Bestimmungen des deutschen, bür-
gerlichen Rechtes LLUT in estimmten notariellen Formen erfolgen.
Wenn ın Nr 68 der Konstitutionen der Ordensgemeinschaft VO 1971
heifßt Ja E A A e ıa

„Der Schwester, die aus der Kongregation ausscheidet, MU: ihr Vermögen unge-kürzt, doch hne Zinsen zurückgegeben werden. Dieses entfällt, wWenNnn die Schwe-
cter auf ihr Erbe verzichtet hat.“

dann bedeutet dieses zweierlei: Die Schwester hat die Verwaltung un! den Frucht-
genufß ihres persönlichen Vermögens der Ordensgemeinschaft übertragen der 661e
hat auf ihr persönliches Erbteil uch nach dem bürgerlichen Recht rechtswirksam ZU-
gunsten der Ordensgemeinschaft verzichtet.
Da ber die Klägerin keinen Erbverzicht geleistet hat, genügen die vorstehenden
Erläuterungen.

HIN DERN RMÖGENSRECHTLICHE SIATUS ORDENSSCHWESTER
MIT EINFACHER PROFESS ACH DE.  Z WELTLICHEN

Die Profeß ist nach dem Kirchenrecht nicht L1LUTr eın religiöser Akt, sondern gleich-zeıtig un darüber hinaus, sofern G1e e1n zweiseitiger Vertrag ist, verursacht die
Profeß Rechtsbeziehungen und eiz Rechte. Diese Rechte haben WIT bereits 1n
eil 11 aufgezeigt. Der Profeßvertrag ist somıiıt geeignet, wI1e der Verfasser bereits ın
der Ordenskorrespondenz 1962 feststellte, uch 1m staatlichen Rechtsbereich Rechts-
wirkung entfalten un sotfern erforderlich wird, den Wirkungen, die das Kir-
chenrecht mıiıt dem Profeßvertrag verknüpft, uch 1m staatlich geordneten Rechts-
bereich legale Wirksamkeit verschaffen. Das kann auf zweifache Art un Weise
gyeschehen

a) 1PSO, indem die staatlichen Rechtsnormen die kirchenrechtlichen Verhältnisse
prilor ausdrücklich berücksichtigen,

durch den Abschluß@ VO:  a} bürgerlich-rechtlichen Verträgen ZCeM. den bestehenden
staatlichen Rechtsnormen und ‚War 1n den renzen des für alle geltenden Geset-
€es, Darüber hinaus muß mäa  z} gen, daß der kirchenrechtlich formulierte Profe(-
vertrag miıt seinen VO Kirchenrecht gewollten Ergebnissen als echter, zweiseitigerVertrag durchaus geeignet ist un uch tatsächlich Rechtswirkungen entfaltet un:
War 1m deutschen Kecht besonders auf dem Gebiet des Steuer-, des Sozial- un des
Arbeitsrechts.
Dieser Sachverhalt bekräftigt der BFEFH in seinem Urteil VO' 1962, indem
sagt

„Die steuerrechtliche Beurteilung hat grundsätzlich die VO  3 den Beteiligtenernsthaft geschaffenen Uun: durchgeführten bürgerlich-rechtlichen Formen 11ZU-
knüpfen. Die bürgerlich-rechtliche Gestaltungsfreiheit darf, wWenn nicht dadurch
ine steuerrechtliche Sondervorschrift eingreift, nicht dadurch beschränkt werden,daß für steuerliche Zwecke, VOoOrT allem ZUT Erweiterung der Steuerpflicht, bürger-lich-rechtlich wirksame Kechtsformen nicht beachtet der umgedeutet werden.“

206



uch das BEH-Urteil VO Mai 1968 stellt als amtlichen Leitsatz auf
„Angehörige katholischer Orden, die 11UTr die einfachen Gelübde abgelegt haben,
können prämienbegünstigt Späarel, wWEeill 61e den Sparvertrag 1n eigenem Namen
schließen, die SOparverträge AauUus dem ihnen verbleibenden eigenen Vermögen lei-
sten, un! die öparprämie ihrem Vermögen zuflie(st.“

Es würde Iso atalen Konsequenzen führen, wWEeNn der aa die bürgerlichen
Rechte, die der Profeivertrag für Ordensschwestern weiterhin beläßt, umdeutet. Das
ware dann der Fall, wWenn INa treuhänderisch ZUr Verwaltung anvertraute Ver-
mögen mi1t dem persönlichen Vermögen des Verwalters als ıne wirtschaftliche Fin-
heit betrachten würde. uch w1e der aa keinen Bürger zwingen kann, sein estia-
ment veröffentlichen, IL:  u wenig kann dieses VO  } einer Ordensschwester
verlangen. Ebenso beginnt nach dem s+aatlichen echt das Testament TST miıt FEin-
0U des Erbfalles, Rechtstitel werden. ber TST mıit der Annahme bzw mıit der
Nichtausschlagung der Erbschaft entstehen LLEUE Besitztitel uUun: Ansprüche. Und
T  u TST VO  - diesem Augenblick beginnt die Erbmasse bei dem Erben mit G@e1-
111e anderen Vermögen 1ne wirtschaftliche Einheit werden.
In diesem Augenblick können WITr als Zusammenfassung Rüftner (Ordenskor-
respondenz 1974, 57) zıtieren :

„Es ist deshalb wı1ıe Steuer- Uun: Sozialrecht seit langem tun den beson-
deren Rechtsverhälinissen der Orden und ihrer Mitglieder dadurch Rechnung
tragen, da@ I1a die kirchenrechtlichen Tatbestände 1mM weltlichen Recht soweit
wıe möglich achte. Mit anderen Worten: Die vermögensrechtlichen Folgen der
Profeß, wı1e 661e das Kirchenrecht vorschreibt, mussen 1 staatlichen Bereich
anerkannt werden, wenn das mi1ıt den elementaren Grundsätzen der staatlichen
Rechtsordnung (»dem für alle geltenden Gesetz«) vereinbar ist. Der Grundsatz
heißt Iso nicht Nichtanerkennung der Ordenspflichten, sondern Anerkennung,
soweıit möglich. Nur diese Lösung des Problems entspricht der verfassungsrecht-
ich garantierten Religionsfreiheit uUun! Selbständigkeit der Kirchen.“

uch Mikat aa' betont eindeutig das gCM., Art. 140 verfassungsrechtlich
garantierte Selbstbestimmungsrecht der Kirche in der Ordnung ihrer eigenen Ange-
legenheiten 1m KRKahmen des für alle geltenden Gesetzes. Nach den Bestimmungen
des Allgemeinen Preußischen Landrechtes Ordenspersonen (vermögensrecht-
lich) TtOL. Die Kirche hat ber 1m Rahmen ihres Selbstbestimmungsrechtes statulert,
da{s Ordensleute miıt einfacher Profe(s weiterhin, uch bürgerlich-rechtlich gesehen,
vermögensfähig sSind. Es würde demnach den Bestimmungen des Verfassungsrechtes
widersprechen, würde 1998028  w das persönliche Vermögen der Substanz als wirtschaft-
liche Einheit bereits Vor ihrem ode einem Dritten zurechnen.
Das Bundesverwaltungsgericht hat ın seinem Urteil U 19276 der klagenden
Ordensschwester Recht gegeben. Obgleich der erkennende Senat über eiıne Stunde
lang mi1t dem Gutachter über die ordensrechtlichen Un vermögensmäfßigen Auswir-
kungen der Ordensprofeß diskutiert hatte, begründete jedoch das Bundesverwal-
tungsgericht sSeine für die klagende Ordensfrau positive Entscheidung mehr mi1t
formalrechtlichen Erwagungen, Trotzdem finden sich ın der Urteilsbegründung ınter-
essante Hinweise, die nachstehend abgedruckt ıperden.
„Das angefochtene Urteil bejaht die Rechtswidrigkeit des zugunsten der Klägerin
ErgangenNnNen Feststellungsbescheides VO: 25 April 1958 Unrecht mit der Begrün-
ung, die Kongregation der Barmherzigen Schwestern, der die Klägerin angehört, ce1

1m Schadenszeitpunkt wirtschaftliche Eigentümerin des umstrittenen Wirtschafts-
es gCWESECNH, weil die Klägerin dem Orden nicht LLUT die Verwaltung und utz-
nießung übertragen habe, sondern uch davon auS  NgE: werden musse, da{fl 61€e
ihn testamentarisch ZU) Erben eingesetzt habe
Es kann dahingestellt bleiben, ob bei tatsächlichem Vorliegen beider Voraussetzun-
gen Eigenbesitz des Ordens 1mM Sinne des JÖl 1f£ Söteueranpassungsgesetz be-
aht werden könnte. Das Verwaltungsgericht durfte angesichts dessen, dafß der In-
halt des VO  j der Klägerin errichteten JTestaments unbekannt ist, die Erbeinsetzung
des Ordens jedenfalls nicht schon deshalb unterstellen, weil die Klägerin insoweit
ihrer „Mitwirkungspflicht“ bei der Aufklärung des Sachverhalts nicht nachgekom-
INe  z Gel. Wohl gehen 1m Antragsverfahren auf Feststellung des Kriegssachschadens
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diejenigen Folgen Lasten des Bewerbers, die daraus entstehen, daß seine Mit-
wirkung bei der Aufklärung der seinen Anspruch auf Feststellung begründeten Tat-
sachen verweigert. Er rag 1m Antragsverfahren grundsätzlich uch die sogenanntematerielle Beweislast (Feststellungslast). Im Rücknahmeverfahren hat dagegen ım
allgemeinen die Ausgleichsbehörde die Feststellungslast für die Fehlerhaftigkeit des
VO ihr zurückgenommenen Bescheides tragen, Was bedeutet, daß es der Aus-
gleichsbehörde ZU: Nachteil gereicht, wenn sich aller Bemühungen des (S@e-
richts die nach der Behauptung der Ausgleichsbehörde die Rechtswidrigkeit des
rückgenommenen Bescheides begründenden Tatsachen nicht autfklären lassen. Des-
halb gibt 1m Rücknahmeverfahren bezüglich der e  E des —
rückgenommenen Bescheides grundsätzlich nıicht die VO Verwaltungsgericht der
Klägerin auferlegte Mitwirkungspflicht (Mitwirkungslast). Aus dem Schweigen der
Klägerin über den Inhalt ihrer letztwilligen Verfügung durfte das Verwaltungs-gericht daher nicht herleiten, daß 661e insoweiıt ihre Mitwirkungspflicht verletzt habe,un:! als Folge dessen davon ausgehen, Iso unterstellen, daß@ die Klägerin den Orden
ZU Erben eingesetzt habe.
Unter diesen Umständen kann auch unentschieden bleiben, ob 1m Hinblick auf den
der Klägerin durch Art. Abs eingeraumten Schutzbereich VO:  5 der Verletzungeiner Mitwirkungspflicht dadurch, dafß 61e sich weigert, den Inhalt ihres JTestamentes
bekanntzugeben, überhaupt gesprochen werden kann
Da das Verwaltungsgericht keine anderweitige Möglichkeit einer Aufklärung mehr
gesehen hat, ob die Klägerin die Kongregation ZU Erben des umstrittenen Wirt-
schaftsgutes eingesetzt hatte, rag hier 1m Rücknahmeverfahren die Ausgleichs-behörde den Nachteil AauUus der Unerweislichkeit dieser tatsächlichen Frage Zu Recht
hat das Verwaltungsgericht ANgsCHOMMEN, daß die Übertragung der Verwaltung, des
Gebrauches un der Nutzniefiung des Vermögens der Klägerin den Orden allein
nicht ausreichen, wirtschaftliches Eigentum (S 229 Abs Satz LAG) des
Ordens anzunehmen; denn der dafür hier allein 1n Frage kommende Eigenbesitz 1
Sinne des iff Steueranpassungsgesetz liegt I1LUr dann VOÖT, wenn jemand eın —+ S zWirtschaftsgut »als ihm gehörig«, mıt dem Willen besitzt, die Sachherrschaft
wıe ein Eigentümer auszuüben (Urteil VO: Februar 1972 BVerwG 111 13 . Za
[Buchholz 427,3 229 Nr 76| Allein miıt der Übertragung einer Verwaltung und
Nutznießung sind diese Voraussetzungen nicht dargelegt.“

An diesem Fall wird deutlich, WIie wichtig sowochl TÜr die Ordensgemeinschaft als
auch für die Ordensleute mi1t einfacher Profeß iSst, daß dieselben “or der ersien
Profeß ıne n formulierte Verwaltungsanweisung Un ıNne ebenso ENAUE Bestim-
IMUNS ber den Fruchtgenuß dieses persönlichen Vermögens treffen, das S1Pe 1rm e1t-punkt der Profeß besitzen. Ist ım Zeitpunkt der Profeß kein persönliches Vermögenvorhanden, dann erübrigt sich natürlich eine derartige Verfügung. Fallt ber erst
spater Vermögen der erfolgt spater eın Vermögensanfall, dann mufß soforteine derartige Verfügung erstellt werden bzw die alte ist durch ıne weiıtere Ver-fügzung erganzen. Natürlich mu ß vorher derjenige, dem die Verwaltung des OSsönlichen Vermögens übertragen werden soll, auch dabei die eigene Ordens-gemeinschaft iSt, diesem zustimmen. Das OUOriginal der ach Ca 569 (vgl. uch
Carnı 5580 In Verbindung mi1t den Päpstlichen Dekreten (079)} 11. 1964 un UQ
371 66 1965, 208 un 19067, 191) erstellten Verfügung gehört ın das Ordens-archiov. Das Ordensmitglied un uch die Ordensgemeinschaft, SoOWweılt S1e davon betrof-fen iSst, muÜussen sıch diese Verfügungen halten. Das Ordensmitglied kann nicht eigen-ständig hingehen un Teile sSeines Vermögens veräußern der verschenken. Wenndieses intendiert wird, dann kann l nach Maßgabe der Ordenssatzungen bzw
unter Beachtung der Bestimmungen,Dekreten befinden, geschehen.

die sich dazu ıIn den beiden genannten Päpstlichen

Wenn sıch 1mM Laufe der eıt herausstellen sollte, daß die früher getroffene erfü-
SUNZ UÜÜS rechtlichen der praktischen Gründen geändert werden MUu[ß, dann ISt
CUTL. 580 beachten. Das Ordensmitglied kann ber hne Erlaubnis sSeiner Oberenalle etwa notwendig werdenden zivilrechtlichen Schritte unternehmen, die 1 Rahmender Verfügung zegebenenfalls erforderlich sind.
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